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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 11 AL 10/09 BH 
 
L 12 AL 35/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 12 AL 74/02 (SG Osnabrück) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Antragsgegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. November 2009 durch 

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie den Richter  

Dr.  L e i t h e r e r    und die Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 17. Dezember 2008 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und ihm einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt.  
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G r ü n d e : 

 

Dem Kläger steht Prozesskostenhilfe nicht zu, da die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hin-

reichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivil-

prozessordnung). Hinreichende Aussicht auf Erfolg für die Nichtzulassungsbeschwerde wäre 

nur zu bejahen, wenn einer der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe mit Erfolg geltend gemacht werden könnte; denn nur diese Gründe können zur Zu-

lassung der Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist nicht zu erkennen.  

 

Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), weil die 

Rechtssache keine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig 

und fähig ist (vgl ua BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 65). Dem Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) wie auch dem Vorbringen des Klägers ist vielmehr zu entnehmen, dass die strittige 

Frage, ob eine Sperrzeit wegen Ablehnung oder wegen Abbruchs einer beruflichen Ein-

gliederungsmaßnahme eingetreten ist, unter Berücksichtigung der Umstände des vorliegenden 

Einzelfalles entschieden worden ist.  

 

Die Entscheidung des LSG weicht auch nicht von einer Entscheidung des 

Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder 

des Bundesverfassungsgerichts ab (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG).  

 

Nicht ersichtlich ist schließlich, dass in einer Nichtzulassungsbeschwerde ein 

Verfahrensmangel geltend gemacht werden könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Auch das den Akten zu entnehmende Vorbringen des 

Klägers gibt keinen Anlass zu einer anderen Beurteilung.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist deshalb abzulehnen. Damit entfällt auch 

die Beiordnung eines Bevollmächtigten.  
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